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Bekanntmachung der Einleitung einer teilweisen Interimsüberprüfung der Antidumpingmaßnah­
men betreffend die Einfuhren von Natriumgluconat mit Ursprung in der Volksrepublik China, die 

auf einen einzigen chinesischen ausführenden Hersteller, Shandong Kaison, begrenzt sind

(2016/C 64/05)

Der Europäischen Kommission (im Folgenden „Kommission“) liegt ein Antrag auf eine teilweise Interimsüberprüfung 
nach Artikel 11 Absatz 3 der Verordnung (EG) Nr. 1225/2009 des Rates vom 30. November 2009 über den Schutz 
gegen gedumpte Einfuhren aus nicht zur Europäischen Gemeinschaft gehörenden Ländern (1) (im Folgenden „Grundver­
ordnung“) vor.

1. Überprüfungsantrag

Der Antrag (2) wurde von Jungbunzlauer S.A. und Roquette Italia S.p.A (im Folgenden „Antragsteller“) im Namen von 
Herstellern eingereicht, auf die mehr als 25 % der gesamten Unionsproduktion von Natriumgluconat entfallen.

Die teilweise Interimsüberprüfung beschränkt sich auf die Untersuchung des Dumpingtatbestands bei einem einzigen 
ausführenden Hersteller aus der Volksrepublik China, und zwar Shandong Kaison.

2. Zu überprüfende Ware

Gegenstand dieser Überprüfung ist Natriumgluconat in trockener Form mit der CUS-Nummer (Customs Union and Sta­
tistics) 0023277-9 und der CAS-Nummer (Chemical Abstracts Service) 527-07-1 mit Ursprung in der Volksrepublik 
China (im Folgenden „zu überprüfende Ware“), das derzeit unter dem KN-Code ex 2918 16 00 (TARIC-Code 
2918 16 00 10) eingereiht wird.

3. Geltende Maßnahmen

Bei den derzeit geltenden Maßnahmen handelt es sich um einen endgültigen Antidumpingzoll, der mit der Durchfüh­
rungsverordnung (EU) Nr. 965/2010 des Rates (3) eingeführt wurde.

Am 27. Oktober 2015 veröffentlichte die Kommission die Bekanntmachung der Einleitung einer Auslaufüberprüfung 
betreffend den geltenden Antidumpingzoll auf Einfuhren von Natriumgluconat mit Ursprung in der Volksrepublik 
China (4). Bis zum Abschluss der betreffenden Auslaufüberprüfung bleiben die Maßnahmen in Kraft.

4. Gründe für die Überprüfung

Der Antrag nach Artikel 11 Absatz 3 stützt sich auf die von den Antragstellern vorgelegten Anscheinsbeweise, denen 
zufolge sich die Umstände in Bezug auf Shandong Kaison und auf den Dumpingsachverhalt, auf deren Grundlage die 
geltenden Maßnahmen eingeführt wurden, geändert haben und diese Änderungen dauerhafter Art sind.

Die Anscheinsbeweise zeigen, dass sich die Umstände seit dem letzten Untersuchungszeitraum geändert haben. So ist 
insbesondere der chinesische Inlandsmarkt für Mais und Maisstärke (die Rohstoffe für die Erzeugung von Natriumgluco­
nat) verzerrt. Diese Verzerrung geht hauptsächlich auf die Getreidereservenpolitik zurück, die sich mittlerweile auf die 
Preise von Mais und Maisstärke auswirkt. Außerdem zeigen die Anscheinsbeweise, dass Shandong Kaison nun von der 
Steuerbegünstigungsregelung für „Unternehmen im Bereich Hochtechnologie und neue Technologien“ profitiert.

(1) ABl. L 343 vom 22.12.2009, S. 51.
(2) http://trade.ec.europa.eu/tdi/completed.cfm
(3) Durchführungsverordnung (EU) Nr. 965/2010 des Rates vom 25. Oktober 2010 zur Einführung eines endgültigen Antidumpingzolls 

und zur endgültigen Vereinnahmung des vorläufigen Zolls auf die Einfuhren von Natriumgluconat mit Ursprung in der Volksrepublik 
China (ABl. L 282 vom 28.10.2010, S. 24).

(4) Bekanntmachung  der  Einleitung  einer  Überprüfung  wegen  des  bevorstehenden  Außerkrafttretens  der  Antidumpingmaßnahmen 
gegenüber den Einfuhren von Natriumgluconat mit Ursprung in der Volksrepublik China (ABl. C 355 vom 27.10.2015, S. 18).
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Den Antragstellern zufolge erfüllt Shandong Kaison deshalb nicht mehr die Kriterien für Marktwirtschaftsbehandlung 
(im Folgenden „MWB“) und sollte der Normalwert für dieses Unternehmen folglich auf der Grundlage des Preises oder 
des rechnerisch ermittelten Wertes in einem Drittland mit Marktwirtschaft ermittelt werden. Ein Vergleich des Preises 
von Shandong Kaison für Ausfuhren aus der Volksrepublik China (im Folgenden „China“) in die EU mit dem Normal­
wert im Vergleichsland, den Vereinigten Staaten von Amerika, ergebe eine Dumpingspanne, die höher als die derzeit 
geltenden Maßnahmen sei.

5. Verfahren

Die Kommission kam nach Unterrichtung der Mitgliedstaaten zu dem Schluss, dass genügend Beweise vorliegen, welche 
die Einleitung einer teilweisen, auf die Untersuchung der Dumpingspanne von Shandong Kaison beschränkten, Interims­
überprüfung rechtfertigen, und leitet hiermit eine Überprüfung nach Artikel 11 Absatz 3 der Grundverordnung ein.

Die Untersuchung wird zeigen, ob die geltenden Maßnahmen aufrechterhalten, aufgehoben oder geändert werden müssen.

5.1. Untersuchungszeitraum der Überprüfung und Bezugszeitraum

Die Dumpinguntersuchung wird den Zeitraum vom 1. Oktober 2014 bis zum 30. September 2015 betreffen (im Fol­
genden „Überprüfungszeitraum“).

5.2. Verfahren zur Ermittlung der Dumpingspanne von Shandong Kaison

Shandong Kaison wird gebeten, bei der Untersuchung der Kommission mitzuarbeiten. Die Kommission wird Shandong 
Kaison einen Fragebogen zusenden, um die Informationen einzuholen, die sie für die Untersuchung von Shandong Kai­
son als nötig erachtet.

5.2.1. Zusätzliches Verfahren für die ausführenden Hersteller im betroffenen Nichtmarktwirtschaftsland

5.2.1.1. Behan d lu n g  von  a us f ühr e nd en  He r st e l l er n  i m  b et r of f en e n  Ni cht m ar k tw i r t s cha f t s la nd

Mit dieser Untersuchung soll festgestellt werden, ob Shandong Kaison immer noch unter marktwirtschaftlichen Bedin­
gungen gemäß Artikel 2 Absatz 7 Buchstaben b und c der Grundverordnung arbeitet. Falls also nach Ansicht von Shan­
dong Kaison für die Herstellung und den Verkauf der untersuchten Ware marktwirtschaftliche Bedingungen herrschen, 
kann es einen ordnungsgemäß begründeten Antrag auf MWB („MWB-Antrag“) stellen. Die MWB wird bestätigt, wenn 
die Bewertung des MWB-Antrags ergibt, dass die Kriterien des Artikels 2 Absatz 7 Buchstabe c der Grundverordnung 
erfüllt sind (1). Sofern Shandong Kaison die MWB bestätigt wird, berechnet sich die Dumpingspanne des Unternehmens 
soweit möglich und unbeschadet des Rückgriffs auf die verfügbaren Informationen nach Artikel 18 der Grundverord­
nung, indem sein eigener Normalwert und seine eigenen Ausfuhrpreise nach Artikel 2 Absatz 7 Buchstabe b der Grund­
verordnung herangezogen werden.

Die Kommission wird Shandong Kaison und den Behörden der Volksrepublik China MWB-Antragsformulare zusenden. 
Sofern nichts anderes bestimmt ist, sollte der betroffene ausführende Hersteller, falls er beschließt, seinen MWB-Status 
bestätigen zu lassen, binnen 21 Tagen nach Veröffentlichung dieser Bekanntmachung im Amtsblatt der Europäischen Union 
das ausgefüllte MWB-Antragsformular zurückschicken.

5.2.1.2. Wahl  e in e s  Dr i t t l an ds  m i t  Mar k t wi r ts c haf t

Sollte die Untersuchung ergeben, dass Shandong Kaison nicht unter marktwirtschaftlichen Bedingungen arbeitet, wird 
nach Artikel 2 Absatz 7 Buchstabe a der Grundverordnung der Normalwert auf der Grundlage des Preises oder des 
rechnerisch ermittelten Wertes in einem Drittland mit Marktwirtschaft bestimmt.

In der vorausgegangenen Untersuchung waren die Vereinigten Staaten von Amerika als Marktwirtschaftsdrittland zur 
Ermittlung des Normalwerts für China herangezogen worden. In der jetzigen Untersuchung beabsichtigt die Kommis­
sion, erneut die Vereinigten Staaten von Amerika dafür heranzuziehen. Interessierte Parteien können binnen 10 Tagen 
nach Veröffentlichung dieser Bekanntmachung im Amtsblatt der Europäischen Union dazu Stellung nehmen, ob diese Wahl 
angemessen ist. Den der Kommission vorliegenden Informationen zufolge befinden sich möglicherweise andere Markt­
wirtschaftslieferanten der Union u. a. in Südkorea. Die Kommission wird untersuchen, ob die zu überprüfende Ware in 
den Marktwirtschaftsdrittländern, in denen sie derzeit dem Anschein nach hergestellt wird, auch tatsächlich hergestellt 
und verkauft wird.

(1) Der  ausführende  Hersteller  muss  insbesondere  Folgendes  nachweisen:  i)  Geschäftsentscheidungen  beruhen  auf  Marktsignalen,  der 
Staat greift  diesbezüglich nicht nennenswert ein, und die Kosten beruhen auf Marktwerten; ii)  die Unternehmen verfügen über eine 
einzige  klare  Buchführung,  die  von unabhängigen Stellen  nach internationalen  Rechnungslegungsgrundsätzen  geprüft  und in  allen 
Bereichen angewandt wird;  iii)  es  bestehen keine nennenswerten Verzerrungen infolge des früheren nichtmarktwirtschaftlichen Sys­
tems; iv) die Eigentums- und Insolvenzvorschriften gewährleisten Rechtssicherheit und Stabilität und v) die Währungsumrechnungen 
erfolgen zu Marktkursen.
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5.2.2. Untersuchung der unabhängigen Einführer (1)

Die unabhängigen Einführer, welche die zu untersuchende, von Shandong Kaison hergestellte Ware aus China in die 
Union einführen, werden gebeten, an der Untersuchung mitzuarbeiten. Sofern nichts anderes bestimmt ist, sind sie gebe­
ten, die Kommission umgehend, spätestens jedoch 15 Tage nach Veröffentlichung dieser Bekanntmachung im Amtsblatt 
der Europäischen Union vorzugsweise per E-Mail zu kontaktieren und einen Fragebogen anzufordern.

Die Kommission wird den ihr bekannten unabhängigen Einführern und den ihr bekannten Einführerverbänden Fragebö­
gen zusenden, um die Informationen einzuholen, die sie für die Untersuchung der unabhängigen Einführer benötigt.

Sofern nichts anderes bestimmt ist, müssen die unabhängigen Einführer und die Einführerverbände ihren ausgefüllten 
Fragebogen binnen 37 Tagen nach Veröffentlichung dieser Bekanntmachung im Amtsblatt der Europäischen Union 
übermitteln.

5.3. Andere schriftliche Beiträge

Vorbehaltlich der Bestimmungen dieser Bekanntmachung werden alle interessierten Parteien hiermit gebeten, ihren 
Standpunkt darzulegen und Informationen und sachdienliche Nachweise vorzulegen. Sofern nichts anderes bestimmt ist, 
müssen diese Informationen und sachdienlichen Nachweise innerhalb von 37 Tagen nach Veröffentlichung dieser 
Bekanntmachung im Amtsblatt der Europäischen Union bei der Kommission eingehen.

5.4. Möglichkeit der Anhörung durch die untersuchenden Kommissionsdienststellen

Jede interessierte Partei kann eine Anhörung durch die untersuchenden Kommissionsdienststellen beantragen. Der 
Antrag ist schriftlich zu stellen und zu begründen. Betrifft die Anhörung Fragen, die sich auf die Anfangsphase der 
Untersuchung beziehen, so muss der Antrag binnen 15 Tagen nach Veröffentlichung dieser Bekanntmachung im Amts­
blatt der Europäischen Union gestellt werden. Danach ist eine Anhörung innerhalb der Fristen zu beantragen, welche die 
Kommission in ihrem Schriftwechsel mit den Parteien jeweils festlegt.

5.5. Schriftliche Beiträge, Rücksendung ausgefüllter Fragebogen und Schriftwechsel

Der Kommission für die Zwecke von Handelsschutzuntersuchungen vorgelegte Angaben unterliegen nicht dem Urheber­
recht. Bevor interessierte Parteien der Kommission Angaben und/oder Daten vorlegen, für die Urheberrechte Dritter gel­
ten, müssen sie vom Urheberrechtsinhaber eine spezifische Genehmigung einholen, die es der Kommission ausdrücklich 
gestattet, a) die Angaben und Daten für die Zwecke dieses Handelsschutzverfahrens zu verwenden und b) den interes­
sierten Parteien dieser Untersuchung die Angaben und/oder Daten so vorzulegen, dass sie ihre Verteidigungsrechte wahr­
nehmen können.

Alle von interessierten Parteien übermittelten schriftlichen Beiträge, die vertraulich behandelt werden sollen, darunter 
auch die mit dieser Bekanntmachung angeforderten Informationen, die ausgefüllten Fragebogen und sonstige Schreiben, 
müssen den Vermerk „Limited“ (zur eingeschränkten Verwendung) (2) tragen.

Interessierte Parteien, die Informationen mit dem Vermerk „Limited“ übermitteln, müssen nach Artikel 19 Absatz 2 der 
Grundverordnung eine nichtvertrauliche Zusammenfassung vorlegen, die den Vermerk „For inspection by interested par­
ties“ (zur Einsichtnahme durch interessierte Parteien) trägt. Diese Zusammenfassung muss so ausführlich sein, dass sie 
ein angemessenes Verständnis des wesentlichen Inhalts der vertraulichen Informationen ermöglicht. Legt eine interes­
sierte Partei, die vertrauliche Informationen übermittelt, hierzu keine nichtvertrauliche Zusammenfassung im vorge­
schriebenen Format und in der vorgeschriebenen Qualität vor, so können diese vertraulichen Informationen unberück­
sichtigt bleiben.

Interessierte Parteien werden gebeten, alle Beiträge und Anträge, darunter auch gescannte Vollmachten und Bescheini­
gungen, per E-Mail zu übermitteln; ausgenommen sind umfangreiche Antworten; diese sind auf CD-ROM oder DVD zu 
speichern und persönlich abzugeben oder per Einschreiben zu übermitteln. Verwenden die interessierten Parteien E-Mail, 
erklären sie sich mit den Regeln für die elektronische Übermittlung von Unterlagen im Leitfaden zum Schriftwechsel mit 
der Europäischen Kommission bei Handelsschutzuntersuchungen („CORRESPONDENCE WITH THE EUROPEAN COM­
MISSION IN TRADE DEFENCE CASES“) einverstanden, der auf der Website der Generaldirektion Handel veröffentlicht 
ist: http://trade.ec.europa.eu/doclib/docs/2011/june/tradoc_148003.pdf. Die interessierten Parteien müssen ihren Namen

(1) Einführer, die mit ausführenden Herstellern verbunden sind, müssen den Fragebogen im Anhang für den betreffenden ausführenden 
Hersteller  ausfüllen.  Nach  Artikel  143  der  Verordnung  (EWG)  Nr.  2454/93  der  Kommission  mit  Durchführungsvorschriften  zum 
Zollkodex der  Gemeinschaften gelten Personen nur  dann als  verbunden,  wenn a)  sie  der  Leitung des  Geschäftsbetriebs  der  jeweils 
anderen  Person  angehören;  b)  sie  Teilhaber  oder  Gesellschafter  von  Personengesellschaften  sind;  c)  sie  sich  in  einem  Arbeitgeber-
Arbeitnehmer-Verhältnis zueinander befinden; d) eine beliebige Person unmittelbar oder mittelbar 5 v. H. oder mehr der im Umlauf 
befindlichen stimmberechtigten Anteile oder Aktien beider Personen besitzt, kontrolliert oder innehat; e) eine von ihnen unmittelbar 
oder  mittelbar  die  andere  kontrolliert;  f)  beide  unmittelbar  oder  mittelbar  von  einer  dritten  Person  kontrolliert  werden;  g)  sie 
zusammen unmittelbar oder mittelbar eine dritte Person kontrollieren oder h) sie Mitglieder derselben Familie sind. Personen werden 
nur dann als Mitglieder derselben Familie angesehen, wenn sie in einem der folgenden Verwandtschaftsverhältnisse zueinander stehen: 
i) Ehegatten, ii) Eltern und Kind, iii) Geschwister (auch Halbgeschwister), iv) Großeltern und Enkel, v) Onkel oder Tante und Neffe oder 
Nichte,  vi)  Schwiegereltern  und  Schwiegersohn  oder  Schwiegertochter,  vii)  Schwäger  und  Schwägerinnen  (ABl.  L  253 
vom 11.10.1993, S. 1). In diesem Zusammenhang ist mit „Person“ jede natürliche oder juristische Person gemeint.

(2) Eine Unterlage mit dem Vermerk „Limited“ gilt als vertraulich im Sinne des Artikels 19 der Verordnung (EG) Nr. 1225/2009 des Rates 
(ABl. L 343 vom 22.12.2009, S. 51) und des Artikels 6 des WTO-Übereinkommens zur Durchführung des Artikels VI des Allgemei­
nen  Zoll-  und  Handelsabkommens  1994  (Antidumping-Übereinkommen).  Sie  ist  ferner  nach  Artikel  4  der  Verordnung  (EG) 
Nr. 1049/2001 des Europäischen Parlaments und des Rates (ABl. L 145 vom 31.5.2001, S. 43) geschützt.
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sowie ihre Anschrift, Telefonnummer und gültige E-Mail-Adresse angeben und sollten sicherstellen, dass es sich bei der 
genannten E-Mail-Adresse um eine funktionierende offizielle Mailbox des Unternehmens handelt, die täglich eingesehen 
wird. Hat die Kommission die Kontaktdaten erhalten, kommuniziert sie ausschließlich per E-Mail mit den interessierten 
Parteien, es sei denn, diese wünschen ausdrücklich, alle Unterlagen von der Kommission auf einem anderen Kommuni­
kationsweg zu erhalten, oder die Art der Unterlage macht den Versand per Einschreiben erforderlich. Weitere Regeln und 
Informationen bezüglich des Schriftverkehrs mit der Kommission, einschließlich der Leitlinien für den Schriftwechsel mit 
der Europäischen Kommission per E-Mail, können dem genannten Leitfaden für interessierte Parteien entnommen 
werden.

Anschrift der Kommission:

Europäische Kommission
Generaldirektion Handel
Direktion H
Büro: CHAR 04/039
1049 Bruxelles/Brussel
BELGIQUE/BELGIË

E-Mail-Adresse: TRADE-R639-SG@ec.europa.eu

6. Mangelnde Bereitschaft zur Mitarbeit

Verweigert eine interessierte Partei den Zugang zu den erforderlichen Informationen oder erteilt sie diese nicht fristge­
recht oder behindert sie die Untersuchung erheblich, so können nach Artikel 18 der Grundverordnung positive oder 
negative Feststellungen auf der Grundlage verfügbarer Informationen getroffen werden.

Wird festgestellt, dass eine interessierte Partei unwahre oder irreführende Informationen vorgelegt hat, so können diese 
Informationen unberücksichtigt bleiben; stattdessen können verfügbare Informationen zugrunde gelegt werden.

Arbeitet eine interessierte Partei nicht oder nur eingeschränkt mit und stützen sich die Feststellungen daher nach 
Artikel 18 der Grundverordnung auf die verfügbaren Informationen, so kann dies zu einem Ergebnis führen, das für 
diese Partei ungünstiger ist, als wenn sie mitgearbeitet hätte.

Werden die Antworten nicht auf einem elektronischen Datenträger übermittelt, so gilt dies nicht als mangelnde Bereit­
schaft zur Mitarbeit, sofern die interessierte Partei darlegt, dass die Übermittlung der Antwort in der gewünschten Form 
die interessierte Partei über Gebühr zusätzlich belasten würde oder mit unangemessenen zusätzlichen Kosten verbunden 
wäre. Die interessierte Partei sollte unverzüglich mit der Kommission Kontakt aufnehmen.

7. Anhörungsbeauftragter

Interessierte Parteien können sich an den Anhörungsbeauftragten für Handelsverfahren wenden. Er fungiert als Schnitt­
stelle zwischen den interessierten Parteien und den untersuchenden Kommissionsdienststellen. Er befasst sich mit Anträ­
gen auf Zugang zum Dossier, Streitigkeiten über die Vertraulichkeit von Unterlagen, Anträgen auf Fristverlängerung und 
Anträgen Dritter auf Anhörung. Der Anhörungsbeauftragte kann die Anhörung einer einzelnen interessierten Partei 
ansetzen und als Vermittler tätig werden, um zu gewährleisten, dass die interessierten Parteien ihre Verteidigungsrechte 
umfassend wahrnehmen können.

Eine Anhörung durch den Anhörungsbeauftragten ist schriftlich zu beantragen und zu begründen. Betrifft die Anhö­
rung Fragen, die sich auf die Anfangsphase der Untersuchung beziehen, so muss der Antrag binnen 15 Tagen nach 
Veröffentlichung dieser Bekanntmachung im Amtsblatt der Europäischen Union gestellt werden. Danach ist eine Anhörung 
innerhalb der Fristen zu beantragen, welche die Kommission in ihrem Schriftwechsel mit den Parteien jeweils festlegt.

Der Anhörungsbeauftragte bietet den Parteien außerdem die Möglichkeit, bei einer Anhörung ihre unterschiedlichen 
Ansichten zu Fragen etwa im Zusammenhang mit Dumping vorzutragen und Gegenargumente vorzubringen.

Weiterführende Informationen und Kontaktdaten können interessierte Parteien den Webseiten des Anhörungsbeauftrag­
ten im Internet-Auftritt der Generaldirektion Handel entnehmen: http://ec.europa.eu/trade/trade-policy-and-you/contacts/
hearing-officer/.

8. Zeitplan für die Untersuchung

Nach Artikel 11 Absatz 5 der Grundverordnung wird die Untersuchung binnen 15 Monaten nach Veröffentlichung die­
ser Bekanntmachung im Amtsblatt der Europäischen Union abgeschlossen.

9. Verarbeitung personenbezogener Daten

Alle im Rahmen dieser zollamtlichen Erfassung erhobenen personenbezogenen Daten werden nach der Verordnung (EG) 
Nr. 45/2001 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 18. Dezember 2000 zum Schutz natürlicher Personen bei 
der Verarbeitung personenbezogener Daten durch die Organe und Einrichtungen der Gemeinschaft und zum freien 
Datenverkehr (1) verarbeitet.

(1) ABl. L 8 vom 12.1.2001, S. 1.
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